


Textliche Festsetzungen 
 

zum Bebauungsplan Nr. 25.1 
Bezeichnung: „Eschweg“ 

der Stadt Georgsmarienhütte, Landkreis Osnabrück 
 
 
 
Textliche Festsetzungen  
Auf Grund der §§ 6 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Zeit gültigen 
Fassung in Verbindung mit den §§ 2, 9 und 10 des Bundesbaugesetzes (BBAUG), der 
Baunutzungsverordnung (BAUNVO) in Fassung vom 26.11.1968 und der Planzeichenverordnung vom 
19.01.1965 hat der Rat der Stadt Georgsmarienhütte am 18.09.1974 die aus nebenstehenden 
zeichnerischen und folgenden textlichen Festsetzungen bestehende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Art und Mass der baulichen Nutzung wird im nebenstehenden Plan festgesetzt. 
 
§ 2 a) Garagen sind mit einem Mindestabstand von 6,50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen zu 
          errichten. Garagen können auch im rückwärtigen nicht überbaubaren Bereich sinnvoller  
          Zuordnung zum Hauptgebäude errichtet werden. 
 
§ 2 b) Befreiungen regeln sich nach § 31 (2) BbauG. 
 
§ 3 Kennzeichnung und Nachrichtliche Übernahmen 
 
      Gemäss § 9 (6) BBauG wird nachrichtlich darauf hingewiesen, dass Maßnahmen zur Verwirk- 
      lichung des Planes einschließlich der Kosten der Durchführung in der Begründung vom          
      16.05.1974 dargelegt sind. 
 
§ 4 Für den Fall der Nichtbefolgung dieser Satzung wird gemäss § 6 (2) NGO in Verbindung mit den        
      §§ 35 und 37 des Niedersächischen Gesetzes über die Öffentliche Sicherheit und Ordnung ein 
      Zwangsgeld bis zu DM 500,-- bzw. die Ersatzvornahme angedroht. Eine Verfolgung von  
      Ordnungswidrigkeiten nach § 156 BBauG bleibt hiervon unberührt. 
 
§ 5 Diese Satzung tritt mit Bekanntmachung in Kraft.                            



Örtliche Bauvorschrift 
 
über Gestaltung der im Bebauungsplan Nr. 25 vom 15.09.1970 und der 1. Änderung vom 
16.05.1974 
Bezeichnung: „Eschweg“ der Stadt Georgsmarienhütte, Stadtteil Oesede, Landkreis 
Osnabrück festgesetzten baulichen Anlagen. 
 
 
Aufgrund der §§ 6 und 40 der Nieders. Gemeindeordnung und der §§ 56 und 97 der Nieders. 
Bauordnung  (NBauO) vom 23.07.1973 in den zur Zeit gültigen Fassungen hat der Rat der 
Stadt Georgsmarienhütte in seiner Sitzung am 18.09.1974 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 
 
Bauliche Anlagen und Änderungen sind so auszuführen, dass sie sich der Umgebung 
einwandfrei einfügen. Bei der Ausführung einzelner Bauten ist auf die material- und 
werkgerechte Verarbeitung der Baustoffe zu achten. Bei der äußeren Gestaltung ist ein 
Minimum verschiedenartiger Baustoffe zu verwenden. 
 
 
§ 2 
(Gestaltung der Baukörper) 
 
1. Die Gebäude sind in massiver Bauweise auszuführen. 
 
2. Fertighäuser sind zulässig. 
 
3. Die Traufenhöhe der eingeschossigen Hauptbaukörper darf 3 m, die der zweige-  
    schossigen Hauptbaukörper, gemessen von Oberkante Sockel bis Unterkante Dachrinne,         
    6 m nicht überschreiten. 
 
4. Der Sparrenanschnittspunkt darf nicht höher als 0,6 m über Oberkante oberster   
    Geschoßdecke liegen. 
 
 
§ 3 
(Dachausbildung)  
 
1. Die Dachneigung der eingeschossigen Hauptbaukörper östlich des Eschweges und  
    südlich des Sonnenhügels soll 48 bis 52 Grad betragen. Dachaufbauten sind bis zu 1/3    
    der Traufenlänge zulässig. 
 
    Die übrigen eingeschossigen Hauptbaukörper im Plangebiet sollen ein Walm- oder Sattel- 
    dach mit einer Dachneigung von 28 bis 35 Grad erhalten. Sichtbare Dachaufbauten sind    
    unzulässig. 
 
2. Alle zweigeschossigen Baukörper sollen ein Satteldach mit einer Dachneigung von 32 bis 
    35 Grad erhalten. Dachaufbauten sind unzulässig. 
 
    Dacheinschnitte sind bis zu 1/3 der Traufenlänge zulässig. Dabei muß die Dachrinne und 
    mindestens 3 Reihen Dachziegel ununtenbrochen durchlaufen. Traufenbalkone sind  
    unzulässig. 
 
 
 



§ 4 
(Nebenanlagen und Garagen) 
 
Nebengebäude, Anbauten, freistehende Kleinbauten und Garagen müssen sich in ihrer 
Größe und Gestaltung den Hauptgebäuden anpassen. Sie sind in massiver Bauweise 
auszubilden. Freistehende Nebenanlagen und Garagen müssen mit Flachdach versehen 
werden. 
 
Kellergaragen sind nur zulässig, wenn zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und Rampe 
mind. 5 m waagerechte Fläche liegen. 
 
 
§ 5 
(Einfriedigungen) 
 
Einfriedigungen sind zulässig. Max. Höhe außerhalb der überbaubaren Bereiche 0,8 m. 
 
 
§ 6 
 
Auf vorhandene Bauanlagen finden die Vorschriften dieser Satzung nach Maßgabe des § 99 
der NbauO Anwendung. 
 
 
§ 7 
(Ausnahmen) 
 
Von den Bestimmungen dieser Satzung kann die Baugenehmigungsbehörde im Einver- 
Nehmen mit der Stadt Georgsmarienhütte gemäß § 85 NbauO Ausnahmen zulassen. 
 

a) von der Dachneigung um +/- 5 Grad. 
 

b) von der Höhe der Einfriedigung um 0,8 m. 
 

Diese Ausnahmen können mit Auflagen und unter Bedingungen sowie befristet zugelassen 
werden. 
 
 
§ 8 
 
Für den Fall der Nichtbefolgung dieser Satzung wird gemäß § 6 (2) der Nieders. Gemeinde- 
ordnung in Verbindung mit dem §§ 35 und 37 des Nieders. Gesetzes über öffentliche 
Sicherheit und Ordnung ein Zwangsgeld bis zu DM 500,-- bzw. die Ersatzvornahme 
angedroht. 
 
Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten gemäß § 91 NbauO wird hierdurch nicht berührt. 
 
 
§ 9 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die ursprüngliche Gestaltungssatzung zum Bebauungsplan Nr. 25 vom  
15. Sept. 1970 außer Kraft. 
 
 



Stadt Georgsmareinhütte, 05. Nov. 1974 
 
gez. Tegeler                          Siegel                               gez. Rolfes 
Bürgermeister                                                                Stadtdirektor 
 
 
Diese Satzung hat mit dem B-Plan Nr. 25.  1. Änderung in der Zeit vom 22. Juli 1974 bis  
23. August 1974 öffentlich ausgelegen. 
 
gez. Rolfes 
Stadtdirekter                          Siegel 
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